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RICHTLINIE 2014/24/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 26. Februar 2014 

über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 53 Absatz 1, Artikel 62 und 
Artikel 114, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na­
tionalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ( 2 ), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Vergabe öffentlicher Aufträge durch oder im Namen 
von Behörden der Mitgliedstaaten hat im Einklang mit 
den im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) niedergelegten Grundsätzen zu erfolgen, 
insbesondere den Grundsätzen des freien Warenverkehrs, 
der Niederlassungsfreiheit und der Dienstleistungsfreiheit 
sowie den sich daraus ableitenden Grundsätzen wie 
Gleichbehandlung, Nichtdiskriminierung, gegenseitige 
Anerkennung, Verhältnismäßigkeit und Transparenz. Für 
über einen bestimmten Wert hinausgehende öffentliche 
Aufträge sollten Vorschriften zur Koordinierung der na­
tionalen Vergabeverfahren festgelegt werden, um zu ge­
währleisten, dass diese Grundsätze praktische Geltung er­
langen und dass das öffentliche Auftragswesen für den 
Wettbewerb geöffnet wird. 

(2) Die öffentliche Auftragsvergabe spielt im Rahmen der in 
der Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Europa 
2020 Eine Strategie für intelligentes, nachhaltiges und 
integratives Wachstum“ vom 3. März 2010 dargelegten 
Strategie „Europa 2020“ (in Folgenden „Strategie Europa 
2020 für intelligentes, nachhaltiges und integratives 
Wachstum“) eine Schlüsselrolle als eines der marktwirt­
schaftlichen Instrumente, die zur Erzielung eines intelli­
genten, nachhaltigen und integrativen Wachstums bei 
gleichzeitiger Gewährleistung eines möglichst effizienten 
Einsatzes öffentlicher Gelder genutzt werden sollen. Zu 

diesem Zweck müssen die Vorschriften für die öffentliche 
Auftragsvergabe, die gemäß der Richtlinie 2004/17/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) und der 
Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 5 ) erlassen wurden, überarbeitet und moderni­
siert werden, damit die Effizienz der öffentlichen Aus­
gaben gesteigert, die Teilnahme insbesondere kleiner 
und mittlerer Unternehmen (KMU) an öffentlichen Ver­
gabeverfahren erleichtert und es den Vergabestellen er­
möglicht wird, die öffentliche Auftragsvergabe in stärke­
rem Maße zur Unterstützung gemeinsamer gesellschaftli­
cher Ziele zu nutzen. Ferner ist es notwendig, grund­
legende Begriffe und Konzepte zu klären, um Rechts­
sicherheit zu gewährleisten und bestimmten Aspekten 
der einschlägigen ständigen Rechtsprechung des Gerichts­
hofs der Europäischen Union Rechnung zu tragen. 

(3) Bei der Umsetzung dieser Richtlinie sollte dem Überein­
kommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen ( 6 ) Rechnung getragen wer­
den, insbesondere im Zusammenhang mit der Wahl der 
Kommunikationsmittel, den technischen Spezifikationen, 
den Zuschlagskriterien und den Bedingungen für die Auf­
tragsausführung. 

(4) Die zunehmende Vielfalt öffentlicher Tätigkeiten macht 
es erforderlich, den Begriff der Auftragsvergabe selbst 
klarer zu definieren. Diese Präzisierung als solche sollte 
jedoch den Anwendungsbereich dieser Richtlinie im Ver­
gleich zu dem der Richtlinie 2004/18/EG nicht erweitern. 
Die Vorschriften der Union für die öffentliche Auftrags­
vergabe sollen nicht alle Formen öffentlicher Ausgaben 
abdecken, sondern nur diejenigen, die für den Erwerb 
von Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen 
im Wege eines öffentlichen Auftrags getätigt werden. Es 
sollte klargestellt werden, dass ein solcher Erwerb von 
Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen — ob 
durch Kauf, Leasing oder andere vertragliche Formen — 
dieser Richtlinie unterliegen sollte. 

Der Begriff „Erwerb“ sollte in einem weiteren Sinne ver­
standen werden als Erlangung des Nutzens der jeweiligen 
Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen, was 
nicht unbedingt den Eigentumsübergang auf den öffent­
lichen Auftraggeber voraussetzt. Des Weiteren gelten die 
Vorschriften für die öffentliche Auftragsvergabe in der
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( 1 ) ABl. C 191 vom 29.6.2012, S. 84. 
( 2 ) ABl. C 391 vom 18.12.2012, S. 49. 
( 3 ) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom15. Januar 2014 (noch 
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11. Februar 2014. 

( 4 ) Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
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(49) Kann der Bedarf an der Entwicklung eines innovativen 
Produkts beziehungsweise einer innovativen Dienstleis­
tung oder innovativer Bauleistungen und dem anschlie­
ßenden Erwerb dieses Produkts beziehungsweise dieser 
Dienstleistung oder dieser Bauleistungen nicht durch be­
reits auf dem Markt verfügbare Lösungen befriedigt wer­
den, so sollten öffentliche Auftraggeber in Bezug auf 
Aufträge, die in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie 
fallen, Zugang zu einem spezifischen Beschaffungsverfah­
ren haben. Dieses spezifische Verfahren sollte es den 
öffentlichen Auftraggebern ermöglichen, eine langfristige 
Innovationspartnerschaft für die Entwicklung und den 
anschließenden Kauf neuer, innovativer Waren, Dienst­
leistungen oder Bauleistungen zu begründen — unter 
der Voraussetzung, dass für solche innovativen Waren, 
Dienstleistungen oder Bauleistungen die vereinbarten 
Leistungs- und Kostenniveaus eingehalten werden kön­
nen, und ohne dass ein getrenntes Vergabeverfahren für 
den Kauf erforderlich ist. Die Innovationspartnerschaft 
sollte sich auf die Verfahrensregeln stützen, die für das 
Verhandlungsverfahren gelten, und die Auftragsvergabe 
sollte einzig auf der Grundlage des besten Preis-Leis­
tungs-Verhältnisses erfolgen, was für den Vergleich von 
Angeboten für innovative Lösungen am besten geeignet 
ist. Ganz gleich, ob es um sehr große Vorhaben oder um 
kleinere innovative Vorhaben geht, sollte die Innovations­
partnerschaft so strukturiert sein, dass sie die erforderli­
che Marktnachfrage („Market Pull“) bewirken kann, die 
die Entwicklung einer innovativen Lösung anstößt, 
ohne jedoch zu einer Marktabschottung zu führen. 

Die öffentlichen Auftraggeber sollten daher Innovations­
partnerschaften nicht in einer Weise nutzen, durch die 
der Wettbewerb behindert, eingeschränkt oder verfälscht 
wird. In bestimmten Fällen könnten solche Effekte durch 
die Gründung von Innovationspartnerschaften mit meh­
reren Partnern vermieden werden. 

(50) Angesichts der negativen Auswirkungen auf den Wett­
bewerb sollten Verhandlungsverfahren ohne vorherige 
Veröffentlichung einer Auftragsbekanntmachung nur un­
ter sehr außergewöhnlichen Umständen zur Anwendung 
kommen. Die Ausnahme sollte auf Fälle beschränkt blei­
ben, in denen eine Veröffentlichung entweder aus Grün­
den extremer Dringlichkeit wegen unvorhersehbarer und 
vom öffentlichen Auftraggeber nicht zu verantwortender 
Ereignisse nicht möglich ist oder in denen von Anfang an 
klar ist, dass eine Veröffentlichung nicht zu mehr Wett­
bewerb oder besseren Beschaffungsergebnissen führen 
würde, nicht zuletzt weil objektiv nur ein einziger Wirt­
schaftsteilnehmer in der Lage ist, den Auftrag auszufüh­
ren. Dies ist der Fall bei Kunstwerken, bei denen der 
einzigartige Charakter und Wert des Kunstgegenstands 
selbst untrennbar an die Identität des Künstlers gebunden 
ist. Ausschließlichkeit kann auch aus anderen Gründen 
erwachsen, doch nur Situationen einer objektiven Aus­
schließlichkeit können den Rückgriff auf das Verhand­
lungsverfahren ohne vorherige Veröffentlichung rechtfer­
tigen, sofern die Ausschließlichkeitssituation nicht durch 
den öffentlichen Auftraggeber selbst mit Blick auf das 
anstehende Vergabeverfahren herbeigeführt wurde. 

Öffentliche Auftraggeber, die auf diese Ausnahme zu­
rückgreifen, sollten begründen, warum es keine vernünf­
tigen Alternativen oder keinen vernünftigen Ersatz gibt, 

wie die Nutzung alternativer Vertriebswege, einschließlich 
außerhalb des Mitgliedstaats des öffentlichen Auftrag­
gebers, oder die Erwägung funktionell vergleichbarer Bau­
leistungen, Lieferungen und Dienstleistungen. 

Ist die Ausschließlichkeitssituation auf technische Gründe 
zurückzuführen, so sollten diese im Einzelfall genau be­
schrieben und nachgewiesen werden. Als solche könnten 
beispielsweise angeführt werden, dass es für einen ande­
ren Wirtschaftsteilnehmer technisch nahezu unmöglich 
ist, die geforderte Leistung zu erbringen, oder dass es 
nötig ist, spezielles Wissen, spezielle Werkzeuge oder 
Hilfsmittel zu verwenden, die nur einem einzigen Wirt­
schaftsteilnehmer zur Verfügung stehen. Technische 
Gründe können auch zurückzuführen sein auf konkrete 
Anforderungen an die Interoperabilität, die erfüllt sein 
müssen, um das Funktionieren der zu beschaffenden Bau­
leistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen zu gewähr­
leisten. 

Schließlich ist ein Vergabeverfahren nicht sinnvoll, wenn 
Waren direkt an einer Warenbörse gekauft werden, ein­
schließlich Handelsplattformen für Bedarfsgüter wie land­
wirtschaftliche Erzeugnisse und Rohstoffe und Energie­
börsen, wo naturgemäß aufgrund der regulierten und 
überwachten multilateralen Handelsstruktur Marktpreise 
garantiert sind. 

(51) Es sollte klargestellt werden, dass die Bestimmungen zum 
Schutz vertraulicher Informationen in keiner Weise der 
Offenlegung der nicht vertraulichen Teile von abgeschlos­
senen Verträgen, einschließlich späterer Änderungen, ent­
gegenstehen. 

(52) Elektronische Informations- und Kommunikationsmittel 
können die Bekanntmachung von Aufträgen erheblich 
vereinfachen und Effizienz und Transparenz der Vergabe­
verfahren steigern. Sie sollten zum Standard für Kom­
munikation und Informationsaustausch im Rahmen von 
Vergabeverfahren werden, da sie die Möglichkeiten von 
Wirtschaftsteilnehmern zur Teilnahme an Vergabeverfah­
ren im gesamten Binnenmarkt stark verbessern. Zu die­
sem Zweck sollten die Übermittlung von Bekannt­
machungen in elektronischer Form, die elektronische 
Verfügbarkeit der Auftragsunterlagen sowie — nach ei­
nem Übergangszeitraum von 30 Monaten — eine aus­
schließliche elektronische Kommunikation, das heißt eine 
Kommunikation durch elektronische Mittel, in allen Ver­
fahrensstufen, einschließlich der Übermittlung von Teil­
nahmeanträgen und insbesondere der Übermittlung der 
Angebote („elektronische Übermittlung“), verbindlich vor­
geschrieben werden. Es sollte den Mitgliedstaaten und 
öffentlichen Auftraggebern freigestellt bleiben, auf 
Wunsch hierüber hinauszugehen. Es sollte außerdem 
klargestellt werden, dass die verbindliche Verwendung 
elektronischer Kommunikationsmittel nach dieser Richt­
linie öffentliche Auftraggeber nicht zur elektronischen 
Verarbeitung von Angeboten verpflichten oder eine elek­
tronische Bewertung oder automatische Verarbeitung 
vorschreiben sollte. Des Weiteren sollten nach dieser 
Richtlinie weder Bestandteile des Verfahrens der öffent­
lichen Auftragsvergabe, die auf die Vergabe des Auftrags 
folgen, noch die interne Kommunikation des öffentlichen 
Auftraggebers unter die Verpflichtung zur Verwendung 
elektronischer Kommunikationsmittel fallen.
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(4) Die öffentlichen Auftraggeber stellen sicher, dass alle Bie­
ter bei den Verhandlungen gleich behandelt werden. Dazu ent­
halten sie sich jeder diskriminierenden Weitergabe von Informa­
tionen, durch die bestimmte Bieter gegenüber anderen begüns­
tigt werden könnten. Sie unterrichten alle Bieter, deren Ange­
bote gemäß Absatz 5 nicht ausgeschieden wurden, schriftlich 
über etwaige Änderungen der technischen Spezifikationen oder 
anderer Auftragsunterlagen, die nicht die Festlegung der Min­
destanforderungen betreffen. Im Anschluss an solche Änderun­
gen gewähren die öffentlichen Auftraggeber den Bietern ausrei­
chend Zeit, um ihre Angebote zu ändern und gegebenenfalls 
überarbeitete Angebote einzureichen. 

In Übereinstimmung mit Artikel 21 dürfen die öffentlichen 
Auftraggeber vertrauliche Informationen eines an den Verhand­
lungen teilnehmenden Bewerbers oder Bieters nicht ohne dessen 
Zustimmung an die anderen Teilnehmer weitergeben. Eine sol­
che Zustimmung darf nicht allgemein erteilt werden, sondern 
wird nur in Bezug auf die beabsichtigte Mitteilung bestimmter 
Informationen erteilt. 

(5) Die Verhandlungen während des Verfahrens der Innova­
tionspartnerschaft können in aufeinander folgende Phasen un­
terteilt werden, um die Zahl der Angebote, über die verhandelt 
wird, anhand der in der Auftragsbekanntmachung, der Auffor­
derung zur Interessensbestätigung oder in den Auftragsunterla­
gen angegebenen Zuschlagskriterien zu verringern. In der Auf­
tragsbekanntmachung, der Aufforderung zur Interessensbestäti­
gung oder den Auftragsunterlagen gibt der öffentliche Auftrag­
geber an, ob er von dieser Möglichkeit Gebrauch machen wird. 

(6) Bei der Auswahl der Bewerber wenden die öffentlichen 
Auftraggeber insbesondere die Kriterien an, die die Fähigkeiten 
des Bewerbers auf dem Gebiet der Forschung und Entwicklung 
sowie die Ausarbeitung und Umsetzung innovativer Lösungen 
betreffen. 

Lediglich jene Wirtschaftsteilnehmer, die vom öffentlichen Auf­
traggeber infolge seiner Bewertung der angeforderten Informa­
tionen eine Aufforderung erhalten haben, können Forschungs- 
und Innovationsprojekte einreichen, die auf die Abdeckung der 
vom öffentlichen Auftraggeber genannten Bedürfnisse abzielen, 
die von den bereits vorhandenen Lösungen nicht erfüllt werden 
können. 

Der öffentliche Auftraggeber muss in den Auftragsunterlagen 
die für die Rechte des geistigen Eigentums geltenden Vorkeh­
rungen festlegen. Im Fall einer Innovationspartnerschaft mit 
mehreren Partnern darf der öffentliche Auftraggeber gemäß Ar­
tikel 21 den anderen Partnern keine vorgeschlagene Lösung 
oder andere von einem Partner im Rahmen der Partnerschaft 
mitgeteilten vertraulichen Informationen ohne die Zustimmung 
dieses Partners offenlegen. Eine solche Zustimmung darf nicht 
allgemein erteilt werden, sondern wird nur in Bezug auf die 
beabsichtigte Mitteilung bestimmter Informationen erteilt. 

(7) Der öffentliche Auftraggeber stellt sicher, dass die Struk­
tur der Partnerschaft und insbesondere die Dauer und der Wert 
der einzelnen Phasen den Innovationsgrad der vorgeschlagenen 
Lösung und der Abfolge der Forschungs- und Innovationstätig­
keiten, die für die Entwicklung einer auf dem Markt noch nicht 
vorhandenen innovativen Lösung erforderlich sind, widerspie­
geln. Der geschätzte Wert der Lieferungen, Dienstleistungen 

oder Bauleistungen darf in Bezug auf die für ihre Entwicklung 
erforderlichen Investition nicht unverhältnismäßig sein. 

Artikel 32 

Anwendung des Verhandlungsverfahrens ohne vorherige 
Veröffentlichung 

(1) In den konkreten Fällen und unter den konkreten Um­
ständen, die in den Absätzen 2 bis 5 festgelegt sind, können die 
Mitgliedstaaten vorschreiben, dass öffentliche Auftraggeber ei­
nen öffentlichen Auftrag im Wege eines Verhandlungsverfahrens 
ohne vorherige Veröffentlichung vergeben können. 

(2) Bei öffentlichen Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträgen 
kann in den folgenden Fällen auf das Verhandlungsverfahren 
ohne vorherige Veröffentlichung zurückgegriffen werden: 

a) wenn im Rahmen eines offenen oder nichtoffenen Verfah­
rens keine oder keine geeigneten Angebote oder keine oder 
keine geeigneten Teilnahmeanträge abgegeben worden sind, 
sofern die ursprünglichen Auftragsbedingungen nicht grund­
legend geändert werden und sofern der Kommission auf 
Anforderung ein Bericht vorgelegt wird. 

Ein Angebot gilt als ungeeignet, wenn es irrelevant für den 
Auftrag ist, das heißt ohne wesentliche Abänderung den in 
den Auftragsunterlagen genannten Bedürfnissen und Anfor­
derungen des öffentlichen Auftraggebers offensichtlich nicht 
entsprechen kann. Ein Teilnahmeantrag gilt als ungeeignet, 
wenn der Wirtschaftsteilnehmer gemäß Artikel 57 aus­
geschlossen wird oder ausgeschlossen werden kann, oder 
wenn er die vom öffentlichen Auftraggeber gemäß Artikel 58 
genannten Eignungskriterien nicht erfüllt; 

b) wenn die Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen 
aus einem der folgenden Gründe nur von einem bestimmten 
Wirtschaftsteilnehmer erbracht beziehungsweise bereitgestellt 
werden können: 

i) Erschaffung oder Erwerb eines einzigartigen Kunstwerks 
oder einer einzigartigen künstlerischen Leistung als Ziel 
der Auftragsvergabe; 

ii) nicht vorhandener Wettbewerb aus technischen Gründen; 

iii) Schutz von ausschließlichen Rechten, einschließlich der 
Rechte des geistigen Eigentums. 

Die in den Ziffern i und ii festgelegten Ausnahmen gelten 
nur dann, wenn es keine vernünftige Alternative oder Ersatz­
lösung gibt und der mangelnde Wettbewerb nicht das Ergeb­
nis einer künstlichen Einschränkung der Auftragsvergabe­
parameter ist; 

c) soweit dies unbedingt erforderlich ist, wenn äußerst dring­
liche, zwingende Gründe im Zusammenhang mit Ereignissen, 
die der betreffende öffentliche Auftraggeber nicht voraus­
sehen konnte, es nicht zulassen, die Fristen einzuhalten, die 
für die offenen oder die nichtoffenen Verfahren oder die 
Verhandlungsverfahren vorgeschrieben sind. Die angeführten 
Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dür­
fen auf keinen Fall dem öffentlichen Auftraggeber zu­
zuschreiben sein.
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(3) Bei öffentlichen Lieferaufträgen kann auf das Verhand­
lungsverfahren ohne vorherige Veröffentlichung zurückgegriffen 
werden: 

a) wenn es sich um Produkte handelt, die ausschließlich zu 
Forschungs-, Versuchs-, Untersuchungs- oder Entwicklungs­
zwecken hergestellt werden; allerdings dürfen Aufträge, die 
gemäß diesem Buchstaben vergeben wurden, nicht die Seri­
enfertigung zum Nachweis der Marktfähigkeit des Produkts 
oder zur Deckung der Forschungs- und Entwicklungskosten 
umfassen; 

b) bei zusätzlichen Lieferungen des ursprünglichen Unterneh­
mers, die entweder zur teilweisen Erneuerung von Lieferun­
gen oder Einrichtungen oder zur Erweiterung von bestehen­
den Lieferungen oder Einrichtungen bestimmt sind, wenn ein 
Wechsel des Unternehmers dazu führen würde, dass der 
öffentliche Auftraggeber Lieferungen mit unterschiedlichen 
technischen Merkmalen kaufen müsste und dies eine tech­
nische Unvereinbarkeit oder unverhältnismäßige technische 
Schwierigkeiten bei Gebrauch und Wartung mit sich bringen 
würde; die Laufzeit dieser Aufträge sowie der Daueraufträge 
darf in der Regel drei Jahre nicht überschreiten; 

c) bei auf einer Warenbörse notierten und gekauften Lieferun­
gen; 

d) wenn Lieferungen oder Dienstleistungen zu besonders güns­
tigen Bedingungen bei Lieferanten, die ihre Geschäftstätigkeit 
endgültig einstellen, oder bei Insolvenzverwaltern im Rah­
men eines Insolvenzverfahrens, einer Vereinbarung mit Gläu­
bigern oder eines in den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats vorgesehenen gleichartigen Verfahrens erworben wer­
den. 

(4) Das Verhandlungsverfahren ohne vorherige Veröffent­
lichung kann für öffentliche Dienstleistungsaufträge verwendet 
werden, wenn der betreffende Auftrag im Anschluss an einen 
gemäß dieser Richtlinie durchgeführten Wettbewerb nach den 
im Wettbewerb festgelegten Bestimmungen an den Gewinner 
oder einen der Gewinner des Wettbewerbs vergeben werden 
muss; im letzteren Fall müssen alle Gewinner des Wettbewerbs 
zur Teilnahme an den Verhandlungen aufgefordert werden. 

(5) Das Verhandlungsverfahren ohne vorherige Veröffent­
lichung kann bei neuen Bau- oder Dienstleistungen verwendet 
werden, die in der Wiederholung gleichartiger Bau- oder Dienst­
leistungen bestehen, die von demselben öffentlichen Auftrag­
geber an den Wirtschaftsteilnehmer vergeben werden, der den 
ursprünglichen Auftrag erhalten hat, sofern sie einem Grund­
projekt entsprechen und dieses Projekt Gegenstand des ur­
sprünglichen Auftrags war, der nach einem Verfahren im Ein­
klang mit Artikel 26 Absatz 1 vergeben wurde. Im Grundpro­
jekt sind der Umfang möglicher zusätzlicher Bau- oder Dienst­
leistungen sowie die Bedingungen, unter denen sie vergeben 
werden, anzugeben. 

Die Möglichkeit der Anwendung dieses Verfahrens wird bereits 
beim Aufruf zum Wettbewerb für das erste Vorhaben angege­
ben; der für die Fortführung der Bau- oder Dienstleistungen in 

Aussicht genommene Gesamtauftragswert wird vom öffent­
lichen Auftraggeber bei der Anwendung des Artikels 4 berück­
sichtigt. 

Dieses Verfahren darf jedoch nur binnen drei Jahren nach Ab­
schluss des ursprünglichen Auftrags angewandt werden. 

KAPITEL II 

Methoden und Instrumente für die elektronische Auftrags­
vergabe und für Sammelbeschaffungen 

Artikel 33 

Rahmenvereinbarungen 

(1) Die öffentlichen Auftraggeber können Rahmenverein­
barungen abschließen, sofern sie die in dieser Richtlinie genann­
ten Verfahren anwenden. 

Bei einer Rahmenvereinbarung handelt es sich um eine Verein­
barung zwischen einem oder mehreren öffentlichen Auftrag­
gebern und einem oder mehreren Wirtschaftsteilnehmern, die 
dazu dient, die Bedingungen für die Aufträge, die im Laufe eines 
bestimmten Zeitraums vergeben werden sollen, festzulegen, ins­
besondere in Bezug auf den Preis und gegebenenfalls die in 
Aussicht genommene Menge. 

Mit Ausnahme angemessen begründeter Sonderfälle, in denen 
dies insbesondere aufgrund des Gegenstands der Rahmenverein­
barung gerechtfertigt werden kann, beträgt die Laufzeit der Rah­
menvereinbarung maximal vier Jahre. 

(2) Aufträge, die auf einer Rahmenvereinbarung beruhen, 
werden nach den in diesem Absatz und in den Absätzen 3 
und 4 beschriebenen Verfahren vergeben. 

Diese Verfahren dürfen nur zwischen jenen öffentlichen Auf­
traggebern angewandt werden, die zu diesem Zweck im Aufruf 
zum Wettbewerb oder in der Aufforderung zur Interessens­
bestätigung eindeutig bezeichnet worden sind, und jenen Wirt­
schaftsteilnehmern, die zum Zeitpunkt des Abschlusses Ver­
tragspartei der Rahmenvereinbarung waren. 

Bei der Vergabe der auf einer Rahmenvereinbarung beruhenden 
Aufträgen dürfen keinesfalls substanzielle Änderungen an den 
Bedingungen dieser Rahmenvereinbarung vorgenommen wer­
den; dies ist insbesondere für den in Absatz 3 genannten Fall 
zu beachten. 

(3) Wird eine Rahmenvereinbarung mit einem einzigen Wirt­
schaftsteilnehmer geschlossen, so werden die auf dieser Rah­
menvereinbarung beruhenden Aufträge entsprechend den Bedin­
gungen der Rahmenvereinbarung vergeben. 

Für die Vergabe der Aufträge kann der öffentliche Auftraggeber 
den an der Rahmenvereinbarung beteiligten Wirtschaftsteilneh­
mer schriftlich konsultieren und ihn dabei auffordern, sein An­
gebot erforderlichenfalls zu vervollständigen. 

(4) Wird eine Rahmenvereinbarung mit mehr als einem 
Wirtschaftsteilnehmer geschlossen, so wird diese Rahmenverein­
barung auf eine der nachfolgend genannten Weisen ausgeführt:
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DIRETTIVA 2014/24/UE DEL PARLAMENTO EUROPEO E DEL CONSIGLIO 

del 26 febbraio 2014 

sugli appalti pubblici e che abroga la direttiva 2004/18/CE 

(Testo rilevante ai fini del SEE) 

IL PARLAMENTO EUROPEO E IL CONSIGLIO DELL’UNIONE 
EUROPEA, 

visto il trattato sul funzionamento dell’Unione europea, in par­
ticolare l’articolo 53, paragrafo 1, l’articolo 62 e l’articolo 114, 

vista la proposta della Commissione europea, 

previa trasmissione del progetto di atto legislativo ai parlamenti 
nazionali, 

visto il parere del Comitato economico e sociale europeo ( 1 ), 

visto il parere del Comitato delle regioni ( 2 ), 

deliberando secondo la procedura legislativa ordinaria ( 3 ), 

considerando quanto segue: 

(1) L’aggiudicazione degli appalti pubblici da o per conto di 
autorità degli Stati membri deve rispettare i principi del 
trattato sul funzionamento dell’Unione europea (TFUE) e 
in particolare la libera circolazione delle merci, la libertà 
di stabilimento e la libera prestazione di servizi, nonché i 
principi che ne derivano, come la parità di trattamento, la 
non discriminazione, il mutuo riconoscimento, la pro­
porzionalità e la trasparenza. Tuttavia, per gli appalti 
pubblici con valore superiore a una certa soglia è oppor­
tuno elaborare disposizioni per coordinare le procedure 
nazionali di aggiudicazione degli appalti in modo da 
garantire che a tali principi sia dato effetto pratico e 
che gli appalti pubblici siano aperti alla concorrenza. 

(2) Gli appalti pubblici svolgono un ruolo fondamentale 
nella strategia Europa 2020, illustrata nella comunica­
zione della Commissione del 3 marzo 2010 dal titolo 
«Europa 2020 — Una strategia per una crescita intelli­
gente, sostenibile e inclusiva» («strategia Europa 2020 per 
una crescita intelligente, sostenibile e inclusiva»), in 
quanto costituiscono uno degli strumenti basati sul mer­
cato necessari alla realizzazione di una crescita intelligen­
te, sostenibile e inclusiva garantendo contemporanea­
mente l’uso più efficiente possibile dei finanziamenti pub­
blici. A tal fine, la normativa sugli appalti adottata ai 
sensi della direttiva 2004/17/CE del Parlamento europeo 

e del Consiglio ( 4 ) e della direttiva 2004/18/CE del Par­
lamento europeo e del Consiglio ( 5 ) dovrebbe essere rivi­
sta e aggiornata in modo da accrescere l’efficienza della 
spesa pubblica, facilitando in particolare la partecipazione 
delle piccole e medie imprese (PMI) agli appalti pubblici e 
permettendo ai committenti di farne un miglior uso per 
sostenere il conseguimento di obiettivi condivisi a va­
lenza sociale. È inoltre necessario chiarire alcuni concetti 
e nozioni di base onde assicurare la certezza del diritto e 
incorporare alcuni aspetti della giurisprudenza consoli­
data della Corte di giustizia dell’Unione europea in ma­
teria. 

(3) Nell’applicare la presente direttiva si dovrebbe tener 
conto della convenzione delle Nazioni Unite sui diritti 
delle persone con disabilità ( 6 ), soprattutto per quanto 
riguarda la scelta dei mezzi di comunicazione, le specifi­
che tecniche, i criteri di aggiudicazione e le condizioni di 
esecuzione di un appalto. 

(4) La crescente diversità delle forme di intervento pubblico 
ha reso necessario definire più chiaramente il concetto 
stesso di appalto. Questo chiarimento in quanto tale non 
dovrebbe tuttavia ampliare l’ambito di applicazione della 
presente direttiva rispetto a quello della direttiva 
2004/18/CE. La normativa dell’Unione in materia di ap­
palti pubblici non intende coprire tutte le forme di 
esborsi di fondi pubblici, ma solo quelle rivolte all’acqui­
sizione di lavori, forniture o prestazioni di servizi a titolo 
oneroso per mezzo di un appalto pubblico. È opportuno 
precisare che a tali acquisizioni di lavori, forniture o 
prestazioni di servizi dovrebbe essere applicata la pre­
sente direttiva se effettuate tramite acquisto, locazione 
finanziaria o altre forme contrattuali. 

La nozione di acquisizione dovrebbe essere intesa in 
senso ampio, ossia nel senso che le amministrazioni ag­
giudicatrici ottengono i vantaggi dei lavori, delle forniture 
o dei servizi in questione senza che sia necessariamente 
richiesto un trasferimento di proprietà. Inoltre, il sem­
plice finanziamento, in particolare tramite sovvenzioni, 
di un’attività che è spesso legata all’obbligo di rimborsare 
gli importi percepiti qualora essi non siano utilizzati per 
gli scopi previsti, generalmente non rientra nell’ambito di
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(49) Se l’esigenza di sviluppare prodotti, servizi o lavori inno­
vativi e di acquistare successivamente le forniture, i ser­
vizi o i lavori che ne risultano non può essere soddisfatta 
ricorrendo a soluzioni già disponibili sul mercato, le am­
ministrazioni aggiudicatrici dovrebbero avere accesso a 
una procedura di appalto specifica per quanto riguarda 
gli appalti che rientrano nell’ambito di applicazione della 
presente direttiva. Questa procedura specifica dovrebbe 
consentire alle amministrazioni aggiudicatrici di istituire 
un partenariato per l’innovazione a lungo termine per lo 
sviluppo e il successivo acquisto di prodotti, servizi o 
lavori caratterizzati da novità e innovazione, a condi­
zione che tale prodotto o servizio possa essere fornito 
o tali lavori possano essere effettuati nel rispetto dei 
livelli di prestazione e dei costi concordati, senza bisogno 
di una procedura d’appalto distinta per l’acquisto. Il par­
tenariato per l’innovazione dovrebbe basarsi sulle norme 
procedurali applicabili alla procedura competitiva con 
negoziazione e l’unico criterio di aggiudicazione degli 
appalti dovrebbe essere quello del miglior rapporto qua­
lità/prezzo, che è il più adatto per comparare le offerte 
concernenti soluzioni innovative. Riguardo a progetti in­
novativi di grandi dimensioni o a progetti di entità mi­
nore, il partenariato per l’innovazione dovrebbe essere 
strutturato in modo da poter creare la necessaria do­
manda di mercato che sia in grado di incentivare lo 
sviluppo di una soluzione innovativa senza precludere 
l’accesso al mercato stesso. 

Le amministrazioni aggiudicatrici non dovrebbero per­
tanto ricorrere ai partenariati per l’innovazione in 
modo da ostacolare, limitare o distorcere la concorrenza. 
In determinati casi la creazione di partenariati per l’inno­
vazione con diversi partner potrebbe contribuire ad evi­
tare tali effetti. 

(50) Tenuto conto degli effetti pregiudizievoli sulla concorren­
za, le procedure negoziate senza previa pubblicazione di 
un bando di gara dovrebbero essere utilizzate soltanto in 
circostanze del tutto eccezionali. L’eccezionalità dovrebbe 
essere circoscritta ai casi nei quali la pubblicazione non 
sia possibile per cause di estrema urgenza dovute a eventi 
imprevedibili e non imputabili all’amministrazione aggiu­
dicatrice, o se è chiaro fin dall’inizio che la pubblicazione 
non genererebbe maggiore competitività ovvero migliori 
risultati dell’appalto, non da ultimo perché un solo ope­
ratore economico è oggettivamente in grado di eseguire 
l’appalto. Ciò vale per le opere d’arte, in quanto l’identità 
dell’artista determina intrinsecamente il carattere e valore 
unico dell’opera d’arte stessa. L’esclusività può anche 
trarre origine da altri motivi, ma solo situazioni di reale 
esclusività possono giustificare il ricorso alla procedura 
negoziata senza previa pubblicazione, se la situazione di 
esclusività non è stata creata dalla stessa amministrazione 
aggiudicatrice in vista della futura gara di appalto. 

Le amministrazioni aggiudicatrici che si avvalgono di 
questa eccezione dovrebbero indicare i motivi per cui 
non esistono soluzioni alternative o sostituibili praticabili 
quali il ricorso a canali di distribuzione alternativi anche 
al di fuori dello Stato membro dell’amministrazione ag­

giudicatrice o la possibilità di prendere in considerazione 
lavori, forniture e servizi comparabili dal punto di vista 
funzionale. 

Se la situazione di esclusività è dovuta a ragioni tecniche, 
queste dovrebbero essere rigorosamente definite e giusti­
ficate caso per caso. Potrebbe rientrarvi, ad esempio, il 
caso in cui sia tecnicamente quasi impossibile che un 
altro operatore economico consegua i risultati richiesti 
o la necessità di utilizzare conoscenze, strumenti o mezzi 
specifici di cui solo un unico operatore economico di­
spone. Le ragioni tecniche possono anche derivare da 
requisiti specifici di interoperabilità che devono essere 
soddisfatti per garantire il funzionamento dei lavori, delle 
forniture o dei servizi da appaltare. 

Infine, una procedura di appalto non è utile se le forni­
ture sono acquistate direttamente sul mercato delle ma­
terie prime, comprese le piattaforme di scambio per pro­
dotti di base quali prodotti agricoli, materie prime ed 
energia, nel cui ambito la struttura di negoziazione mul­
tilaterale regolamentata e soggetta a vigilanza garantisce 
per sua natura prezzi di mercato. 

(51) Occorre precisare che le disposizioni riguardanti la pro­
tezione delle informazioni riservate non ostano in alcun 
modo alla diffusione pubblica di parti non riservate dei 
contratti conclusi, comprese le successive modifiche. 

(52) I mezzi elettronici di informazione e comunicazione pos­
sono semplificare notevolmente la pubblicazione degli 
appalti e accrescere l’efficacia e la trasparenza delle pro­
cedure di appalto. Dovrebbero diventare la norma per la 
comunicazione e lo scambio di informazioni nel corso 
delle procedure di appalto in quanto aumentano enorme­
mente le possibilità degli operatori economici di parteci­
pare a procedure d’appalto nell’ambito del mercato inter­
no. A tal fine, è opportuno introdurre l’obbligo di tra­
smissione di bandi e avvisi per via elettronica e l’obbligo 
di rendere disponibili in forma elettronica i documenti di 
gara nonché, trascorso un periodo di transizione di trenta 
mesi, l’obbligo della comunicazione integralmente elet­
tronica, ossia la comunicazione tramite strumenti elettro­
nici, in tutte le fasi della procedura, compresa la trasmis­
sione di richieste di partecipazione e, in particolare, la 
presentazione (trasmissione per via elettronica) delle of­
ferte. Gli Stati membri e le amministrazioni aggiudicatrici 
che lo desiderino dovrebbero mantenere la facoltà di 
introdurre misure più avanzate. Occorre altresì precisare 
che il ricorso obbligatorio a mezzi di comunicazione 
elettronici ai sensi della presente direttiva non dovrebbe 
tuttavia obbligare le amministrazioni aggiudicatrici a ef­
fettuare il trattamento elettronico delle offerte, né a pro­
cedere alla valutazione elettronica o al trattamento auto­
matizzato. Inoltre, ai sensi della presente direttiva, l’ob­
bligo di ricorrere a mezzi di comunicazione elettronici 
non dovrebbe riguardare alcun elemento della procedura 
di appalto pubblico dopo l’aggiudicazione dell’appalto né 
la comunicazione interna nell’ambito dell’amministra­
zione aggiudicatrice.
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4. Nel corso delle negoziazioni le amministrazioni aggiudica­
trici garantiscono la parità di trattamento fra tutti gli offerenti. 
A tal fine, esse non forniscono in maniera discriminatoria in­
formazioni che possano avvantaggiare determinati offerenti ri­
spetto ad altri. Esse informano per iscritto tutti gli offerenti le 
cui offerte non sono state escluse ai sensi del paragrafo 5 delle 
modifiche alle specifiche tecniche o ad altri documenti di gara 
diversi da quelli che stabiliscono i requisiti minimi. A seguito di 
tali modifiche, le amministrazioni aggiudicatrici concedono agli 
offerenti un tempo sufficiente per modificare e ripresentare, ove 
opportuno, le offerte modificate. 

Conformemente all’articolo 21, le amministrazioni aggiudicatrici 
non rivelano agli altri partecipanti informazioni riservate comu­
nicate da un candidato o da un offerente che partecipa alle 
negoziazioni senza l’accordo di quest’ultimo. Tale accordo non 
assume la forma di una deroga generale ma si considera riferito 
alla comunicazione di informazioni specifiche espressamente 
indicate. 

5. Le negoziazioni nel corso delle procedure di partenariato 
per l’innovazione possono svolgersi in fasi successive per ridurre 
il numero di offerte da negoziare applicando i criteri di aggiu­
dicazione specificati nel bando di gara, nell’invito a confermare 
interesse o nei documenti di gara. Nel bando di gara, nell’invito 
a confermare interesse o nei documenti di gara, l’amministra­
zione aggiudicatrice indica se si avvarrà di tale opzione. 

6. Nel selezionare i candidati, le amministrazioni aggiudica­
trici applicano in particolare i criteri relativi alle capacità dei 
candidati nel settore della ricerca e dello sviluppo e nella messa 
a punto e attuazione di soluzioni innovative. 

Soltanto gli operatori economici invitati dalle amministrazioni 
aggiudicatrici in seguito alla valutazione delle informazioni ri­
chieste potranno presentare progetti di ricerca e di innovazione 
al fine di soddisfare le esigenze individuate dall’amministrazione 
aggiudicatrice, che non possono essere soddisfatte con soluzioni 
esistenti. 

Nei documenti di gara l’amministrazione aggiudicatrice definisce 
il regime applicabile ai diritti di proprietà intellettuale. Nel caso 
di un partenariato per l’innovazione con più partner, l’ammini­
strazione aggiudicatrice non rivela agli altri partner, conforme­
mente all’articolo 21, le soluzioni proposte o altre informazioni 
riservate comunicate da un partner nel quadro del partenariato, 
senza l’accordo dello stesso. Tale accordo non assume la forma 
di una deroga generale ma si considera riferito alla prevista 
comunicazione di informazioni specifiche. 

7. L’amministrazione aggiudicatrice assicura che la struttura 
del partenariato e, in particolare, la durata e il valore delle varie 
fasi riflettano il grado di innovazione della soluzione proposta e 
la sequenza di attività di ricerca e di innovazione necessarie per 
lo sviluppo di una soluzione innovativa non ancora disponibile 
sul mercato. Il valore stimato delle forniture, dei servizi o dei 
lavori non è sproporzionato rispetto all’investimento richiesto 
per il loro sviluppo. 

Articolo 32 

Uso della procedura negoziata senza previa pubblicazione 

1. Nei casi e nelle circostanze specifici di cui ai paragrafi da 2 
a 5, gli Stati membri possono prevedere che le amministrazioni 
aggiudicatrici aggiudichino appalti pubblici mediante una pro­
cedura negoziata senza previa pubblicazione. 

2. Nel caso degli appalti pubblici di lavori, forniture e servizi, 
la procedura negoziata senza previa pubblicazione può essere 
utilizzata nei casi seguenti: 

a) qualora non sia stata presentata alcuna offerta o alcuna of­
ferta appropriata, né alcuna domanda di partecipazione o 
alcuna domanda di partecipazione appropriata, in esito al­
l’esperimento di una procedura aperta o ristretta, purché le 
condizioni iniziali dell’appalto non siano sostanzialmente 
modificate e purché una relazione sia trasmessa alla Com­
missione a richiesta di quest’ultima. 

Un’offerta non è ritenuta appropriata se non presenta alcuna 
pertinenza con l’appalto ed è quindi manifestamente inade­
guata, salvo modifiche sostanziali, a rispondere alle esigenze 
dell’amministrazione aggiudicatrice e ai requisiti specificati 
nei documenti di gara. Una domanda di partecipazione 
non è ritenuta appropriata se l’operatore economico interes­
sato deve o può essere escluso a norma dell’articolo 57 o 
non soddisfa i criteri di selezione stabiliti dall’amministra­
zione aggiudicatrice ai sensi dell’articolo 58; 

b) quando i lavori, le forniture o i servizi possono essere forniti 
unicamente da un determinato operatore economico per una 
delle seguenti ragioni: 

i) lo scopo dell’appalto consiste nella creazione o nell’ac­
quisizione di un’opera d’arte o rappresentazione artistica 
unica; 

ii) la concorrenza è assente per motivi tecnici; 

iii) tutela di diritti esclusivi, inclusi i diritti di proprietà in­
tellettuale. 

Le eccezioni di cui ai punti ii) e iii) si applicano solo quando 
non esistono sostituti o alternative ragionevoli e l’assenza di 
concorrenza non è il risultato di una limitazione artificiale 
dei parametri dell’appalto; 

c) nella misura strettamente necessaria quando, per ragioni di 
estrema urgenza derivanti da eventi imprevedibili dall’ammi­
nistrazione aggiudicatrice, i termini per le procedure aperte o 
per le procedure ristrette o per le procedure competitive con 
negoziazione non possono essere rispettati. Le circostanze 
invocate per giustificare l’estrema urgenza non sono in alcun 
caso imputabili alle amministrazioni aggiudicatrici.
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3. Nel caso degli appalti pubblici di forniture, la procedura 
negoziata senza previa pubblicazione può essere utilizzata nei 
casi seguenti: 

a) qualora i prodotti in questione siano fabbricati esclusiva­
mente a scopo di ricerca, di sperimentazione, di studio o 
di sviluppo; tuttavia, gli appalti aggiudicati in forza della 
presente lettera non comprendono la produzione in quantità 
volta ad accertare la redditività commerciale del prodotto o 
ad ammortizzare i costi di ricerca e di sviluppo; 

b) nel caso di consegne complementari effettuate dal fornitore 
originario e destinate o al rinnovo parziale di forniture o di 
impianti o all’ampliamento di forniture o impianti esistenti, 
qualora il cambiamento di fornitore obbligasse l’amministra­
zione aggiudicatrice ad acquistare forniture con caratteristi­
che tecniche differenti il cui impiego o la cui manutenzione 
comporterebbero incompatibilità o difficoltà tecniche spro­
porzionate; la durata di tali contratti e dei contratti rinnova­
bili non può, come regola generale, superare i tre anni; 

c) per forniture quotate e acquistate sul mercato delle materie 
prime; 

d) per l’acquisto di forniture o servizi a condizioni particolar­
mente vantaggiose, da un fornitore che cessa definitivamente 
l’attività commerciale oppure dal curatore o liquidatore di un 
fallimento, di un concordato giudiziario o di una procedura 
analoga prevista nelle legislazioni o regolamentazioni nazio­
nali. 

4. La procedura negoziata senza previa pubblicazione può 
essere utilizzata per i servizi quando l’appalto in questione con­
segue a un concorso di progettazione organizzato secondo la 
presente direttiva e debba, in base alle norme previste nel con­
corso di progettazione, essere aggiudicato al vincitore o ad uno 
dei vincitori di tale concorso; in quest’ultimo caso tutti i vinci­
tori devono essere invitati a partecipare ai negoziati. 

5. La procedura negoziata senza previa pubblicazione può 
essere utilizzata per nuovi lavori o servizi consistenti nella ripe­
tizione di lavori o servizi analoghi già affidati all’operatore eco­
nomico aggiudicatario dell’appalto iniziale dalle medesime am­
ministrazioni aggiudicatrici, a condizione che tali lavori o servizi 
siano conformi a un progetto di base e che tale progetto sia 
stato oggetto di un primo appalto aggiudicato secondo una 
procedura in conformità dell’articolo 26, paragrafo 1. Il pro­
getto di base indica l’entità di eventuali lavori o servizi com­
plementari e le condizioni alle quali essi verranno aggiudicati. 

La possibilità di avvalersi di questa procedura è indicata sin 
dall’avvio del confronto competitivo nella prima operazione e 
l’importo totale previsto per la prosecuzione dei lavori o della 

prestazione dei servizi è preso in considerazione dalle ammini­
strazioni aggiudicatrici per l’applicazione dell’articolo 4. 

Il ricorso a questa procedura è limitato al triennio successivo 
alla conclusione dell’appalto iniziale. 

CAPO II 

Tecniche e strumenti per gli appalti elettronici e aggregati 

Articolo 33 

Accordi quadro 

1. Le amministrazioni aggiudicatrici possono concludere ac­
cordi quadro, a condizione che applichino le procedure di cui 
alla presente direttiva. 

Per «accordo quadro» s’intende un accordo concluso tra una o 
più amministrazioni aggiudicatrici e uno o più operatori eco­
nomici allo scopo di definire le clausole relative agli appalti da 
aggiudicare durante un dato periodo, in particolare per quanto 
riguarda i prezzi e, se del caso, le quantità previste. 

La durata di un accordo quadro non supera i quattro anni, salvo 
in casi eccezionali debitamente motivati, in particolare dall’og­
getto dell’accordo quadro. 

2. Gli appalti basati su un accordo quadro sono aggiudicati 
secondo le procedure previste al presente paragrafo e ai para­
grafi 3 e 4. 

Tali procedure sono applicabili solo tra le amministrazioni ag­
giudicatrici chiaramente individuate a tal fine nell’avviso di in­
dizione di gara o nell’invito a confermare interesse e gli opera­
tori economici parti dell’accordo quadro concluso. 

Gli appalti basati su un accordo quadro non possono in nessun 
caso comportare modifiche sostanziali alle condizioni fissate in 
tale accordo quadro, in particolare nel caso di cui al paragrafo 
3. 

3. Quando un accordo quadro è concluso con un solo ope­
ratore economico, gli appalti basati su tale accordo quadro sono 
aggiudicati entro i limiti delle condizioni fissate nell’accordo 
quadro. 

Per l’aggiudicazione di tali appalti, le amministrazioni aggiudica­
trici possono consultare per iscritto l’operatore economico parte 
dell’accordo quadro, chiedendogli di completare, se necessario, 
la sua offerta. 

4. Quando un accordo quadro è concluso con più operatori 
economici, esso è eseguito secondo una delle modalità seguenti:
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1)

i) Landesgesetz vom 17. Dezember 2015, Nr. 16 1)

Bestimmungen über die öffentliche Auftragsvergabe

Kundgemacht im Beiblatt Nr. 3 zum Amtsblatt vom 22. Dezember 2015, Nr. 51.

7. ABSCHNITT
ABWICKLUNG DER VERFAHREN

Art. 25 (Verhandlungsverfahren ohne  vorherige Veröffentlichung)      

(1) In den Fällen und unter den Umständen laut nachfolgenden Absätzen können die Vergabestellen öffentliche Aufträge mittels
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Veröffentlichung einer Ausschreibung vergeben, wobei sie dies im ersten Verfahrensakt mit
angemessener Begründung rechtfertigen müssen. Bei öffentlichen Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträgen kann in den folgenden
Fällen auf das Verhandlungsverfahren ohne vorherige Veröffentlichung zurückgegriffen werden: 40)

(2) Die in Absatz 1 Buchstabe b) Ziffern 2) und 3) festgelegten Ausnahmen gelten nur dann, wenn es keine vernünftige Alternative
oder Ersatzlösung gibt und der mangelnde Wettbewerb nicht das Ergebnis einer künstlichen Einschränkung der
Auftragsvergabeparameter ist. 41)

(3) Bei öffentlichen Lieferaufträgen kann in folgenden Fällen auf das Verhandlungsverfahren ohne vorherige Veröffentlichung
zurückgegriffen werden:

(4) Das Verhandlungsverfahren ohne vorherige Veröffentlichung kann für öffentliche Dienstleistungsaufträge verwendet werden, wenn
der betreffende Auftrag im Anschluss an einen gemäß der Richtlinie 2014/24/EU durchgeführten Wettbewerb nach den im Wettbewerb
festgelegten Bestimmungen an den Gewinner oder einen der Gewinner ex aequo des Wettbewerbs vergeben werden muss; im
letzteren Fall müssen alle Gewinner des Wettbewerbs zur Teilnahme an den Verhandlungen aufgefordert werden.

(5) Das Verhandlungsverfahren ohne vorherige Veröffentlichung kann bei neuen Bau- oder Dienstleistungen verwendet werden, die in
der Wiederholung gleichartiger Bau- oder Dienstleistungen bestehen, die von demselben öffentlichen Auftraggeber an den

wenn im Rahmen eines offenen oder nichtoffenen Verfahrens keine oder keine geeigneten Angebote oder keine oder keine
geeigneten Teilnahmeanträge abgegeben worden sind, sofern die ursprünglichen Auftragsbedingungen nicht grundlegend
geändert werden und sofern der EU-Kommission auf Anforderung ein Bericht vorgelegt wird; ein Angebot gilt als ungeeignet,
wenn es irrelevant für den Auftrag ist, das heißt ohne wesentliche Abänderung den in den Auftragsunterlagen genannten
Bedürfnissen und Anforderungen des öffentlichen Auftraggebers offensichtlich nicht entsprechen kann. Ein Teilnahmeantrag
gilt als ungeeignet, wenn der Wirtschaftsteilnehmer ausgeschlossen werden muss oder kann oder wenn er die vom
öffentlichen Auftraggeber genannten Eignungskriterien nicht erfüllt,

a)

wenn die Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen aus einem der folgenden Gründe nur von einem bestimmten
Wirtschaftsteilnehmer erbracht beziehungsweise bereitgestellt werden können:

b)

Schaffung oder Erwerb eines einzigartigen Kunstwerks oder einer einzigartigen künstlerischen Leistung als Ziel der Auftragsvergabe,1)
nicht vorhandener Wettbewerb aus technischen Gründen,2)
Schutz von ausschließlichen Rechten, einschließlich der Rechte des geistigen Eigentums,3)

soweit dies unbedingt erforderlich ist, wenn äußerst dringliche, zwingende Gründe im Zusammenhang mit Ereignissen, die
der betreffende öffentliche Auftraggeber nicht voraussehen konnte, es nicht zulassen, die Fristen einzuhalten, die für die
offenen oder die nichtoffenen Verfahren oder die Verhandlungsverfahren vorgeschrieben sind. Die angeführten Umstände zur
Begründung der äußersten Dringlichkeit dürfen auf keinen Fall dem öffentlichen Auftraggeber zuzuschreiben sein.

c)

wenn es sich um Produkte handelt, die ausschließlich zu Forschungs-, Versuchs-, Untersuchungs- oder Entwicklungszwecken
hergestellt werden; allerdings dürfen Aufträge, die gemäß diesem Buchstaben vergeben wurden, nicht die Serienfertigung
zum Nachweis der Marktfähigkeit des Produkts oder zur Deckung der Forschungs- und Entwicklungskosten umfassen,

a)

bei zusätzlichen Lieferungen des ursprünglichen Unternehmers, die entweder zur teilweisen Erneuerung von Lieferungen oder
Einrichtungen oder zur Erweiterung von bestehenden Lieferungen oder Einrichtungen bestimmt sind, wenn ein Wechsel des
Unternehmers dazu führen würde, dass der öffentliche Auftraggeber Lieferungen mit unterschiedlichen technischen
Merkmalen kaufen müsste und dies eine technische Unvereinbarkeit oder unverhältnismäßige technische Schwierigkeiten bei
Gebrauch und Wartung mit sich bringen würde; die Laufzeit dieser Aufträge sowie der Daueraufträge darf in der Regel drei
Jahre nicht überschreiten,

b)

bei auf einer Warenbörse notierten und gekauften Lieferungen,c)
wenn Lieferungen oder Dienstleistungen zu besonders günstigen Bedingungen bei Lieferanten, die ihre Geschäftstätigkeit
endgültig einstellen, oder bei Masseverwaltern/Masseverwalterinnen oder Liquidatoren/Liquidatorinnen im Rahmen eines
Insolvenz-/Konkurs-, Vergleichs- oder Ausgleichsverfahrens erworben werden.

d)
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40)
41)
42)

Wirtschaftsteilnehmer vergeben werden, der den ursprünglichen Auftrag erhalten hat, sofern sie einem Grundprojekt entsprechen und
dieses Projekt Gegenstand des ursprünglichen Auftrags war, der nach einem Verfahren mit Veröffentlichung vergeben wurde. Im
Grundprojekt sind der Umfang möglicher zusätzlicher Bau- oder Dienstleistungen sowie die Bedingungen, unter denen sie vergeben
werden, anzugeben.

(6) Die Möglichkeit der Anwendung dieses Verfahrens wird bereits beim Aufruf zum Wettbewerb für das erste Vorhaben angegeben;
der für die Fortführung der Bau- oder Dienstleistungen in Aussicht genommene Gesamtauftragswert wird vom öffentlichen
Auftraggeber in Hinsicht auf die Anwendung der Schwellenwerte laut Artikel 4 der Richtlinie 2014/24/EU berücksichtigt. Dieses
Verfahren darf jedoch nur binnen drei Jahren nach Abschluss des ursprünglichen Auftrags angewandt werden.

(7) Die Vergabestellen ermitteln die zu konsultierenden Wirtschaftsteilnehmer auf der Grundlage von vom Markt bezogenen
Informationen über die wirtschaftlichen, finanziellen, technischen und beruflichen Qualifikationsmerkmale und wählen unter Beachtung
der Grundsätze der Transparenz, des Wettbewerbs und der Rotation mindestens fünf Wirtschaftsteilnehmer aus, sofern es geeignete
Subjekte in dieser Anzahl gibt. Die Vergabestelle wählt den Wirtschaftsteilnehmer, der die günstigsten Bedingungen gemäß Artikel 33
angeboten hat, nachdem sie festgestellt hat, dass die Teilnahmeanforderungen erfüllt sind, die für die Vergabe von Aufträgen mit
gleichem Betrag im Wege eines offenen, nichtoffenen oder Verhandlungsverfahrens vorgesehen sind. 42)

Art. 25 Absatz 1 wurde so geändert durch Art. 10 Absatz 1 des L.G. vom 9. Juli 2019, Nr. 3.
Art. 25 Absatz 2 wurde so geändert durch Art. 5 Absatz 4 des L.G. vom 20. Dezember 2017, Nr. 22.
Art. 25 Absatz 7 wurde hinzugefügt durch Art. 10 Absatz 2 des L.G. vom 9. Juli 2019, Nr. 3.
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1)

i) Legge provinciale 17 dicembre 2015, n. 16 1)

Disposizioni sugli appalti pubblici

Pubblicata nel supplemento n. 3 del B.U. 22 dicembre 2015, n. 51.

CAPO VII
SVOLGIMENTO DELLE PROCEDURE

Art. 25 (Procedura negoziata senza  previa pubblicazione)      

(1)  Nei casi e nelle circostanze indicati nei seguenti commi, le stazioni appaltanti possono aggiudicare appalti pubblici mediante una
procedura negoziata senza previa pubblicazione di un bando di gara, dando conto con adeguata motivazione, nel primo atto della
procedura, della sussistenza delle relative circostanze. Nel caso degli appalti pubblici di lavori, forniture e servizi, la procedura
negoziata senza previa pubblicazione può essere utilizzata nei casi seguenti: 40)

(2)  Le eccezioni di cui al comma 1, lettera b), numeri 2) e 3), si applicano solo quando non esistono sostituti o alternative ragionevoli
e l’assenza di concorrenza non è il risultato di una limitazione artificiale dei parametri dell’appalto.  41)

(3)  Nel caso degli appalti pubblici di forniture, la procedura negoziata senza previa pubblicazione può essere utilizzata nei casi
seguenti:

(4)  La procedura negoziata senza previa pubblicazione può essere utilizzata per i servizi quando l’appalto in questione consegue a un
concorso di progettazione organizzato secondo la direttiva 2014/24/UE e debba, in base alle norme previste nel concorso di
progettazione, essere aggiudicato al vincitore o ad uno dei vincitori a pari merito di tale concorso; in quest’ultimo caso tutti i vincitori
devono essere invitati a partecipare ai negoziati.

(5)  La procedura negoziata senza previa pubblicazione può essere utilizzata per nuovi lavori o servizi consistenti nella ripetizione di
lavori o servizi analoghi già affidati all’operatore economico aggiudicatario dell’appalto iniziale dalle medesime amministrazioni
aggiudicatrici, a condizione che tali lavori o servizi siano conformi a un progetto di base e che tale progetto sia stato oggetto di un

qualora non sia stata presentata alcuna offerta o alcuna offerta appropriata, né alcuna domanda di partecipazione o alcuna
domanda di partecipazione appropriata, in esito all’esperimento di una procedura aperta o ristretta, purché le condizioni
iniziali dell’appalto non siano sostanzialmente modificate e purché una relazione sia trasmessa alla Commissione UE a
richiesta di quest’ultima; un’offerta non è ritenuta appropriata se non presenta alcuna pertinenza con l’appalto ed è quindi
manifestamente inadeguata, salvo modifiche sostanziali, a rispondere alle esigenze dell’amministrazione aggiudicatrice e ai
requisiti specificati nei documenti di gara. Una domanda di partecipazione non è ritenuta appropriata se l’operatore
economico interessato deve o può essere escluso o non soddisfa i criteri di selezione stabiliti dall’amministrazione
aggiudicatrice;

a)

quando i lavori, le forniture o i servizi possono essere forniti unicamente da un determinato operatore economico per una
delle seguenti ragioni:

b)

lo scopo dell’appalto consiste nella creazione o nell’acquisizione di un’opera d’arte o rappresentazione artistica unica;1)
la concorrenza è assente per motivi tecnici;2)
tutela di diritti esclusivi, inclusi i diritti di proprietà intellettuale;3)

nella misura strettamente necessaria quando, per ragioni di estrema urgenza derivanti da eventi imprevedibili
dall’amministrazione aggiudicatrice, i termini per le procedure aperte o per le procedure ristrette o per le procedure
competitive con negoziazione non possono essere rispettati. Le circostanze invocate per giustificare l’estrema urgenza non
sono in alcun caso imputabili all’amministrazione aggiudicatrice.

c)

qualora i prodotti in questione siano fabbricati esclusivamente a scopo di ricerca, di sperimentazione, di studio o di sviluppo;
tuttavia, gli appalti aggiudicati in forza della presente lettera non comprendono la produzione in serie volta ad accertare la
redditività commerciale del prodotto o ad ammortizzare i costi di ricerca e di sviluppo;

a)

nel caso di consegne complementari effettuate dal fornitore originario e destinate o al rinnovo parziale di forniture o di
impianti o all’ampliamento di forniture o impianti esistenti, qualora il cambiamento di fornitore obbligasse l’amministrazione
aggiudicatrice ad acquistare forniture con caratteristiche tecniche differenti, il cui impiego o la cui manutenzione
comporterebbero incompatibilità o difficoltà tecniche sproporzionate; la durata di tali contratti e dei contratti rinnovabili non
può, come regola generale, superare i tre anni;

b)

per forniture quotate e acquistate sul mercato delle materie prime;c)
per l’acquisto di forniture o servizi a condizioni particolarmente vantaggiose, da un fornitore che cessa definitivamente
l’attività commerciale oppure dal curatore/dalla curatrice o liquidatore/liquidatrice di un fallimento, di un concordato
giudiziario o di una procedura analoga.

d)
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40)
41)
42)

primo appalto aggiudicato secondo una procedura di gara pubblicata. Il progetto di base indica l’entità di eventuali lavori o servizi
complementari e le condizioni alle quali essi verranno aggiudicati.

(6)  La possibilità di avvalersi di questa procedura è indicata sin dall’avvio del confronto competitivo nella prima operazione e l’importo
totale previsto per la prosecuzione dei lavori o della prestazione dei servizi è preso in considerazione dalle amministrazioni
aggiudicatrici per l’applicazione delle soglie di cui all’articolo 4 della direttiva 2014/24/UE. Il ricorso a questa procedura è limitato al
triennio successivo alla conclusione dell’appalto iniziale.

(7)  Le stazioni appaltanti individuano gli operatori economici da consultare sulla base di informazioni riguardanti le caratteristiche di
qualificazione economica e finanziaria e le caratteristiche tecniche e professionali desunte dal mercato e, nel rispetto dei principi di
trasparenza, concorrenza e rotazione, selezionano almeno cinque operatori economici, se sussistono soggetti idonei in tale numero. La
stazione appaltante sceglie l’operatore economico che ha offerto le condizioni più vantaggiose ai sensi dell’articolo 33, previa verifica
del possesso dei requisiti di partecipazione previsti per l’affidamento di contratti di uguale importo mediante procedura aperta, ristretta
o mediante procedura competitiva con negoziazione. 42)

L'art. 25, comma 1, è stato così modificato dall'art. 10, comma 1, della L.P. 9 luglio 2019, n. 3.
L'art. 25, comma 2, è stato così modificato dall'art. 5, comma 4, della L.P. 20 dicembre 2017, n. 22.
L'art. 25, comma 7, è stato aggiunto dall'art. 10, comma 2, della L.P. 3 luglio 2019, n. 3.
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1)

c'') Landesgesetz vom 20. Dezember 2017, Nr. 22 1)

Bestimmungen in Zusammenhang mit dem Stabilitätsgesetz 2018

Kundgemacht im Beiblatt 5 zum Amtsblatt vom 27. Dezember 2017, Nr. 52.

Art. 5 (Änderung des Landesgesetzes vom  17. Dezember 2015, Nr. 16,
„Bestimmungen über die öffentliche Auftragsvergabe“)

(1) Nach Artikel 2 Absatz 4 des Landesgesetzes vom 17. Dezember 2015, Nr. 16, wird folgender Absatz hinzugefügt:

„5. Die in diesem Landesgesetz enthaltenen organisatorischen Bestimmungen sind auf die Subjekte laut diesem Artikel auch dann
anzuwenden, wenn sie Tätigkeiten im Bereich der besonderen Sektoren und der Konzessionen durchführen.“

(2) Artikel 5 Absatz 7 des Landesgesetzes vom 17. Dezember 2015, Nr. 16, in geltender Fassung, erhält folgende Fassung:

„7. Vorbehaltlich der Zuständigkeiten der ANAC führt die Agentur, auch in Funktion einer Auditstelle, gemäß den von der
Landesregierung bestimmten Modalitäten jährlich stichprobenartige Kontrollen auf wenigstens 20 Prozent der Vergabestellen durch.“

(3) Artikel 16 Absatz 1 des Landesgesetzes vom 17. Dezember 2015, Nr. 16, in geltender Fassung, erhält folgende Fassung:

„1. Grundlage für die Berechnung des geschätzten Auftragswerts ist der vom öffentlichen Auftraggeber geschätzte zahlbare
Gesamtbetrag ohne Mehrwertsteuer, einschließlich aller Optionen und etwaiger Verlängerungen der Aufträge, die in den
Auftragsunterlagen ausdrücklich geregelt sind. Die Berechnung erfolgt auf der Grundlage der entsprechenden aktuellen
Richtpreisverzeichnisse, welche von der Landesregierung genehmigt werden. Wenn der öffentliche Auftraggeber Prämien oder
Zahlungen an Bewerber oder Bieter vorsieht, hat er diese bei der Berechnung des geschätzten Auftragswerts zu berücksichtigen.“

(4) In Artikel 25 Absatz 2 des Landesgesetzes vom 17. Dezember 2015, Nr. 16, werden die Wörter „Ziffern 1) und 2)“ durch die
Wörter „Ziffern 2) und 3)“ ersetzt.

(5) In Artikel 34 Absätze 3 und 4 des Landesgesetzes vom 17. Dezember 2015, Nr. 16, wird das Wort “zehn” durch das Wort “fünf”
ersetzt.

(6) Im italienischen Wortlaut von Artikel 34 Absatz 4 des Landesgesetzes vom 17. Dezember 2015, Nr. 16, werden nach dem Wort
„responsabile“ die Wörter „unico/unica“ eingefügt.

(7) Artikel 35 Absatz 3 des Landesgesetzes vom 17. Dezember 2015, Nr. 16, in geltender Fassung, erhält folgende Fassung:

„3. Bei der Erteilung von Lieferaufträgen sind kurze Transportwege und Transporte mit geringeren CO2-Emissionen zu bevorzugen.“

(8) Artikel 38 Absatz 1 des Landesgesetzes vom 17. Dezember 2015, Nr. 16, in geltender Fassung, erhält folgende Fassung:

„1. Die Gemeinden mit 10.000 Einwohnern oder mehr beschaffen die Güter, Dienstleistungen und Bauaufträge autonom. Die
Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern beschaffen autonom Güter und Dienstleistungen im Wert unter 500.000 Euro und für
die Dienstleistungen laut 10. Abschnitt im Wert unter 750.000 Euro sowie Bauleistungen im Wert unter zwei Millionen Euro und
Dienstleistungskonzessionen unterhalb der EU-Schwelle; die Beschaffung erfolgt über die elektronischen Beschaffungsinstrumente.“

(9) Am Ende von Artikel 38 Absatz 4 des Landesgesetzes vom 17. Dezember 2015, Nr. 16, wird folgender Satz hinzugefügt: „Als Wert
laut den vorhergehenden Absätzen ist der Betrag der Ausschreibung zu verstehen.“
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1)

c'') Legge provinciale 20 dicembre 2017, n. 22 1)

Disposizioni collegate alla legge di stabilità 2018

Pubblicata nel  supplemento 5 del B.U. 27 dicembre 2017, Nr. 52.

Art. 5 (Modifiche della legge provinciale 17 dicembre 2015, n. 16, “Disposizioni
sugli appalti pubblici”)

(1) Dopo il comma 4 dell’articolo 2 della legge provinciale 17 dicembre 2015, n. 16, è aggiunto il seguente comma:

“5. Le disposizioni organizzative contenute nella presente legge si applicano ai soggetti di cui al presente articolo anche quando
svolgono attività rientranti nell’ambito dei settori speciali e delle concessioni.”

(2) Il comma 7 dell’articolo 5 della legge provinciale 17 dicembre 2015, n. 16, e successive modifiche, è così sostituito:

“7. Ferme restando le competenze dell’ANAC, l’Agenzia effettua annualmente controlli a campione, con modalità definite dalla Giunta
provinciale, su almeno il 20 per cento delle stazioni appaltanti, anche in funzione di audit.”

(3) Il comma 1 dell’articolo 16 della legge provinciale 17 dicembre 2015, n. 16, e successive modifiche, è così sostituito:

“1. Il calcolo del valore stimato di un appalto è basato sull’importo totale pagabile, al netto dell’IVA, valutato dall’amministrazione
aggiudicatrice, compresi tutte le opzioni e gli eventuali rinnovi dei contratti, come esplicitamente stabilito nei documenti di gara. Tale
valutazione avviene sulla base degli elenchi dei prezzi di riferimento attuali, approvati dalla Giunta provinciale. Quando
l’amministrazione aggiudicatrice prevede premi o pagamenti per i candidati o gli offerenti, ne tiene conto nel calcolo del valore stimato
dell’appalto.”

(4) Nel comma 2 dell’articolo 25 della legge provinciale 17 dicembre 2015, n. 16, le parole: “numeri 1) e 2)” sono sostitute dalle
parole: “numeri 2) e 3)”.

(5) Nei commi 3 e 4 dell’articolo 34 della legge provinciale 17 dicembre 2015, n. 16, la parola: “dieci” è sostituita dalla parola:
“cinque”.

(6) Nel testo italiano del comma 4 dell’articolo 34 della legge provinciale 17 dicembre 2015, n. 16, dopo la parola: “responsabile” sono
inserite le parole: “unico/unica”.

(7) Il comma 3 dell’articolo 35 della legge provinciale 17 dicembre 2015, n. 16, e successive modifiche, è così sostituito:

“3. Nel conferimento di incarichi di fornitura va data priorità ai criteri delle vie di trasporto più brevi e delle minori emissioni di CO2.”

(8) Il comma 1 dell’articolo 38 della legge provinciale 17 dicembre 2015, n. 16, e successive modifiche, è così sostituito:

“1. I comuni con popolazione pari o superiore a 10.000 abitanti acquistano beni, servizi e lavori autonomamente. I comuni con
popolazione inferiore a 10.000 abitanti acquistano autonomamente beni e servizi di valore inferiore a 500.000 euro, e per i servizi di
cui al capo X, di valore inferiore a 750.000 euro, nonché lavori di valore inferiore a due milioni di euro e concessioni di servizi inferiori
alla soglia UE, utilizzando gli strumenti elettronici di acquisto.”

(9) Alla fine del comma 4 dell’articolo 38 della legge provinciale 17 dicembre 2015, n. 16, è aggiunto il seguente periodo: “Per
“valore” di cui ai commi precedenti si intende l’importo a base d’asta.”
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